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	< Editorial

triert, daran zu erinnern, dass mehr als 
die Hälfte der Bevölkerung unterreprä-
sentiert ist, benachteiligt oder sogar un-
terdrückt wird.

„Frauen sind in Parlamenten, Vorstän-
den, Aufsichtsräten und anderen Gremi-
en unterrepräsentiert und nehmen damit 
zu wenig Einfluss auf Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft. All das wird an jedem 
8. März mit viel Furor aufgeschrieben, 
Veränderung wird eingefordert und Bes-
serung gelobt. Am 9. März gehen dann 
alle wieder zur Tagesordnung über.“ Die-
ses ernüchternde Fazit hält der SPIEGEL 
fest.

Wie nicht anders zu erwarten, gibt es 
auch andere Journalistenmeinungen: Auf 
dem Papier ist die Gleichberechtigung in 
allen Bereichen hergestellt. Frauen sind 
Kanzlerin und Ministerpräsidentin. Sie 
sind Dax-Konzern-Chefin und eine Frau 
ist Miterfindern des Impfstoffes, der die 
Welt vom Coronavirus befreien kann. Ist 
der Weltfrauentag ein Tag für frauen
bewegtes Polittheater in einer längst 
gleichberechtigten Welt, wie anderen-
orts bissig vermerkt wurde?

	< Pandemie lässt alte Rollen
bilder wieder aufleben

„Politik, Wirtschaft. Gesellschaft – 
Frauen in Deutschland haben fast alles 
erreicht. Und die Wirtschaft, die ihre 
Chance vertan hat, bekommt nun die 
Quote. Doch die Pandemie lässt alte 
Rollenbilder wieder aufleben.“ So kom-
mentiert Antje Höning von der Zeitung 
RHEINPFALZ den Weltfrauentag 2021 
und fährt fort:� >

neben dem seit Monaten alles über
ragenden Nachrichtenkomplex rund um 
die Pandemie gibt es weitere Themen, 
die nicht einfach verdrängt werden 
dürfen.

So war am 8. März der Internationale 
Frauentag, an dem weltweit auf 
Frauenrechte, die Gleichstellung der 
Geschlechter und bestehende Diskrimi-
nierungen aufmerksam gemacht wird. 
Zugegeben, über den Sinn von Gedenk
tagen kann man trefflich streiten. Ist 
nicht auch der 8. März, der Internationale 
Frauentag, eine „symbolische Schmeiche-
lei“, wie Alice Schwarzer sagte? Jedenfalls 
wird seit hundert Jahren genau an die-
sem Tag weltweit mit dem Ziel demons
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Mit Blick auf die Lage in ande-
ren Ländern, wo Frauen schon 
per Gesetz Menschen zweiter 
Klasse sind, mutet manche De-
batte hierzulande seltsam an: 
Der Streit über gendergerechte 
Sprache und das Lamentieren 
über gläserne Decke wirken 
gemessen an den existenziel-
len Problemen von Frauen in 
muslimischen Ländern über
zogen. Aber manches läuft 
auch in Deutschland noch im-
mer nicht gut, wie die Corona-
Krise zeigt. Die monatelange 
Organisation von Homekita 
und Homeschooling bleibt in 
vielen Haushalten an den 
Frauen hängen. Manche part-
nerschaftliche Familie fällt in 
überwunden geglaubte Rollen-
muster zurück. Der alte Spruch 
„Doppelbelastung ist der Preis 
für weibliche Berufstätigkeit“ 
erfährt neue Aktualität.

Die beste Frauenförderung, die 
Politik leisten kann, ist es, die 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf weiter zu verbessern. 
Den Kampf aber gegen die Rol-
lenmuster haben wir selbst in 
der Hand – Männer und Frauen.

„Gleichstellungspolitik muss 
Teil der Krisenpolitik sein“, for-
dern übereinstimmend der 
dbb Vorsitzende Uli Silberbach 
und die Vorsitzende der dbb 
frauen, Milanie Kreutz. Von der 
jetzigen Bundesregierung er-
wartet der dbb Chef, die im 
Grundgesetz verankerte Ver-
pflichtung zur Gleichstellung 
tatsächlich umzusetzen. „Wir 
brauchen jetzt vor allem Inves-
titionen in Themen, die wirk-
lich zählen wie Gleichstellung, 
Bildungsgerechtigkeit, Digitali-
sierung, effiziente Verwaltung 
und die Entlastung von Fami-
lien – insbesondere von Müt-
tern und Alleinerziehenden“, 
so Silberbach. Vorbild könnte 
der öffentliche Dienst sein.

„Digitale Lösungen, vorbildli-
che Homeoffice-Routinen, aber 
auch bedarfsgerechte betrieb-
liche Betreuungsmöglichkeiten 
und flexible Führungsmodelle 
müssen in allen Bereichen der 
Verwaltung Schule machen. 

Dazu gehört nicht nur der Aus-
bau der digitalen Verwaltungs-
infrastruktur, sondern auch die 
gezielte Ausbildung und Ent-
wicklung einer gleichstellungs-
orientierten Arbeits- und Füh-
rungskultur als nachhaltiges 
Investment in die Zukunft“, 
fordert die Vorsitzende der 
dbb frauen, Kreutz.

Spätestens hier kommen wir 
an einen entscheidenden 
Punkt: Der Weltfrauentag ist 
weit mehr als eine „symboli-
sche Schmeichelei“, wie ein-
gangs zitiert. Früher war es ein 
teilweise verbittertes Gegen
einander, mit Gewinnern und 
Verlierern, heute geht der 
Trend klar zum vernünftigen 
Miteinander, denn Gleichstel-
lungspolitik betrifft alle Men-
schen. Die Politik und die Ver-
bände/Gewerkschaften 
können an vielen Stellen den 
Rahmen setzen, aber letztlich 
kommt es auf das tägliche 
Handeln von uns allen an. Posi-
tive Beispiele kann es nie ge-
nug geben!

	< Einsteigerschulungen 
zum BPersVG

Apropos positive Beispiele, ge-
hen wir von den Gleichstel-
lungsrechten zu den Personal-
vertretungsrechten. Nachdem 
endlich die Personalratswah-
len durchgeführt waren und 
sich die entsprechenden Gre-
mien konstituiert hatten, stell-
te sich die Frage, wie den neu-
en Personalratsmitgliedern die 
Grundlagen der Personalrats-
arbeit vermittelt werden kön-
nen, wohlgemerkt unter den 
außergewöhnlichen Bedingun-
gen der COVID-19-Pandemie. 
Der Bereichsvorsitzende des 
Bereichs III (Nordrhein-Westfa-
len), Kollege Michael Meister, 
hatte nicht nur die passende 
Antwort auf diese Frage, vor 
allem setzte er sehr erfolgreich 
und zeitnah sein verblüffendes 
Konzept um. Seine Einsteiger-
schulung zum Bundesperso-
nalvertretungsgesetz fand on-
line statt, voll fokussiert auf 
das Ausbildungsziel: Grundla-
gen für erfolgreiche Personal-

ratsarbeit zu legen. Trotz ange-
nehm kleiner Gruppengröße 
konnten bislang über 200 Per-
sonen online geschult werden, 
sogar in den USA. Gerade we-
gen der Gruppengröße war das 
Format nicht anonym, sondern 
ließ Raum für individuelle 
Fragen, die das Personalrats-
mitglied Meister mit eigener 
praktischer Erfahrung beant-
wortete. Mit diesem Wissen 
über BPersVG und den Verbin-
dungen zum Soldatenbeteili-
gungsgesetz verfügen die Ab-
solventen dieser Schulungen 
nun über „meisterhafte“ 
Grundlagen, die eine gute Per-
sonalratsarbeit ermöglichen.

Wenn der Gesetzgeber dem-
nächst eine Neufassung des 
BPersVG in Kraft setzt, wird 
der VBB eine weitere Online-
Schulung mit dem Kollegen 
Meister anbieten. Dann wird 
der Schwerpunkt besonders 
auf die Änderungen gelegt und 
dieses neue Format wird auch 
für erfahrene Personalräte 
hochinteressant. Dieser Infor-
mations- und Erfahrungsaus-
tausch ist besonders wertvoll, 
denn kontinuierlich gute Per-
sonalratsarbeit kommt allen 
zugute. Und gute Personalrats-
arbeit werden wir noch 
dringend brauchen, wie die 
Verlautbarungen der bedeu-
tenden politischen Parteien in 
Sachen Verteidigungspolitik 
vermuten lassen!

	< Gute Argumente und 
Schreckmomente

Im Superwahljahr rückt auch 
die Bundeswehr in den Blick-
punkt. Ob das alles so gut be-
wertet wird, was die Parteien 
im Wahlkampf als Zielsetzung 
veröffentlichen, hängt wesent-
lich vom Standpunkt der Ziel-
gruppe ab. Unser Standpunkt 
ist bekannt, denn er hat sich 
über Jahrzehnte entwickelt. 
Interessant bleibt, wie sich die 
politischen Parteien die zu-
künftige Bundeswehr vorstel-
len. Von dem, was zu lesen 
war, ist vieles wünschenswert, 
wobei man sich teilweise fra-
gen muss, warum bislang nie-

mand diese wohlfeilen Forde-
rungen umsetzen konnte. 
Manches ist fragwürdig, man-
ches fachlich nicht nachvoll-
ziehbar. Geradezu verbissen 
gehen einige Politiker mit der 
Beschaffung um. Klar, da geht 
es um viel Geld, Einfluss und 
Macht. Wer sich aber verbissen 
hat, verliert leicht den Über-
blick und richtet mehr Schaden 
als Nutzen an. Wem nützt es, 
wenn aus der gesamten Aus-
rüstung leichtfertig eine Groß-
baustelle gemacht wird? Nutzt 
es dem Deutschen Bundestag, 
der gewerblichen Wirtschaft, 
den Beschäftigten oder viel-
leicht den Soldatinnen und Sol-
daten, wie gerne behauptet wird?

Ist es klug, zivile Bereiche pri-
vatisieren oder militarisieren 
zu wollen? Ist es zielführend, 
den Art. 87 b unserer Verfas-
sung zur Disposition zu stel-
len? Löst dies schlagartig alle 
Probleme, die ganz wesentlich 
von der Politik zu verantwor-
ten sind?

	< Beitritt zur Petition 
des Kollegen Henkel 

Kürzlich haben wir in diesem 
Magazin die Petition des um-
triebigen Kollegen Henkel ge-
gen die Militarisierung der Ver-
waltung vorgestellt. Wir haben 
darüber hier in unserer Ver-
bandszeitschrift berichtet, um 
seine Initiative bekannt zu ma-
chen und um den Leserinnen 
und Lesern die individuelle 
Möglichkeit zu eröffnen, dieser 
Petition beizutreten.

Zu vielen Gelegenheiten habe 
ich bekräftigt, dass ich im Hin-
blick auf die Bundeswehrver-
waltung gegen Militarisierung, 
gegen Privatisierung, aber für 
Modernisierung und für Digi
talisierung kämpfe. Selbstver-
ständlich bleibt der Art. 87 b 
unserer Verfassung für den 
VBB von zentraler Bedeutung. 
Leider müssen wir feststellen, 
dass in den vergangenen Jah-
ren – gegen unseren Wider-
stand – eine schleichende 
Militarisierung der Wehrver-
waltung erfolgte.
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Auch wenn die Mitgliedschaft 
die Besetzung ziviler Dienst-
posten durch Soldatinnen und 
Soldaten weitestgehend ab-
lehnt, führte diese Petition zu 
kontroversen Meinungsäuße-
rungen, die von begeisterter 
Unterstützung bis zu schroffer 
Ablehnung reichten. Selbstver-
ständlich liegen viele Meinun-
gen weiterer Mitglieder zwi-
schen diesen Polen, was in 
einem pluralistischen, demo-
kratischen Verband nicht ver-
wundern kann.

	< Schlussfolgerungen

Wir sind eine Solidargemein-
schaft. Uns eint die Überzeu-
gung, dass das Grundgesetz 
nicht ausgehöhlt werden darf. 
Als Bundesvorsitzender habe 
ich die wichtige Aufgabe, un-
terschiedliche Meinungen zu-
sammenzuführen. So hat sich 
die Bundesleitung entschlos-
sen, die Petition mit eigener 
Begründung zu unterstützen. 
Mein Schreiben an den Petiti-
onsausschuss des Deutschen 
Bundestages haben wir deshalb 
in diesem Heft abgedruckt.

Unabhängig von besagter Peti-
tion finden seit meinem Amts-
antritt auf vielen Ebenen ver-
trauliche Gespräche statt, um 
das Problembewusstsein zu 

schärfen und wieder eine Ar-
beitsteilung herbeizuführen, 
so wie diese das Grundgesetz 
vorsieht. Trotz oder gerade 
wegen dieser Arbeitsteilung 
gehören Verwaltung und 
Streitkräfte komplementär zu-
sammen, selbstverständlich 
auf Augenhöhe mit zivilen 
Führungskräften (!) in der Ver-
waltung. Eines muss klar sein: 
Es war und ist nicht der VBB, 
der die Militarisierung der Ver-
waltung zugelassen hat, es 
war die politische Leitung des 
BMVg.

In der Leitung des BMVg konn-
te ich ein klares Umdenken 
weg von der beklagten Milita-
risierung der Wehrverwaltung 
feststellen. Es wäre allerdings 
eine trügerische Illusion, zu 
glauben, dass es wegen der Pe-
tition eine „soldatenfreie“ Ver-
waltung in kurzer Zeit geben 
könnte. Aber darum geht es 
auch nicht, sondern um ein 
ausgewogenes Miteinander. 
Der prominente Beitritt ver-
deutlicht sehr klar, wo und wo-
für der VBB steht. 

	< Standpunkte und 
Standorte

Als amtierender Bundesvorsit-
zender achte ich sehr darauf, 
dass der VBB als kompetenter, 

kritischer und konstruktiver 
Gesprächspartner akzeptiert 
bleibt, auch gegenüber der 
Politik. Manchmal muss man 
den Bogen weiter spannen, 
wenn man sich Gedanken um 
die Bundeswehr macht. Vertei-
digungspolitik ist auch Stand-
ortpolitik, wie ich im Gespräch 
mit dem rheinland-pfälzischen 
Innenminister Lewentz ver-
deutlichen konnte.

Viele reden über Beschaffung, 
wir reden mit Beschaffenden. 
So finden Sie ein ausführliches 
Interview mit der Präsidentin 
Korb, die das BAAINBw mit sei-
nem nachgeordneten Bereich 
leitet. Damit führen wir diese 
hochrangige Interviewreihe 
fort, bei dem uns Einblicke aus 
der Leitungsperspektive ge-
währt werden.

	< Unzufriedene 
Mitbewerber

Was macht eigentlich der VBB 
für den mittleren und gehobe-
nen Dienst? Was Stellenhebun-
gen und Dienstposten betrifft, 
hat sich ein Mitbewerber klar 
positioniert. Deutlich wird un-
sere ausdauernde Lobbyarbeit 
für diese Laufbahnen kritisiert, 
die in den Augen des Mitbe-
werbers recht erfolgreich ist. 
Was er uns vorwirft, aber mit 

diesem Vorwurf kann ich gut 
leben. Ein anderer Mitbewer-
ber hat ebenfalls meinen Ein-
satz für den mittleren Dienst 
kritisiert, weil der VBB in vielen 
kleine Schritten die Chancen 
und Möglichkeiten verbessert 
hat. Natürlich kann man sich 
viele weitere Verbesserungen 
vorstellen, aber wenn uns die 
Mitbewerber kritisieren, dür-
fen wir mit unserer erfolgrei-
chen Verbandsarbeit zufrieden 
sein, schließlich ist das doch 
ein gutes Zeichen für die Wirk-
samkeit unseres VBB! Und da 
wir auch Tarifbeschäftigte in 
unseren Reihen haben, freuen 
wir uns ebenfalls mit unseren 
Tarifbeschäftigten, deren Situ-
ation sich ebenfalls stark ver-
bessert hat. Das ist der feine 
Unterschied: Ich kann mich 
sehr freuen, wenn es anderen 
gut geht, vergesse dabei aber 
nie den mittleren Dienst, dem 
es auch gut gehen soll.

Soweit die Ausführungen wie 
eingangs angekündigt. Ich hof-
fe, dass Sie sich beim Lesen der 
Fachbeiträge im Heft an der 
einen oder anderen Stelle 
ebenfalls freuen können.

Dr. Hans Liesenhoff, 
Bundesvorsitzender

vbb



Anhörung zum Besoldungs- und 
Versorgungsanpassungsgesetz 2021/2022
Innerhalb kürzester Zeit hat das Bundesinnenmi-
nisterium einen neuen Entwurf des Besoldungs- 
und Versorgungsanpassungsgesetzes 2021/2022 
auf den Weg gebracht. Damit wird zumindest die 
bereits im Koalitionsvertrag vereinbarte zeit- und 
systemgerechte Übertragung der Ergebnisse des 
Tarifvertrages auf die Beamtinnen und Beamten 
des Bundes abgesichert.
„Ein Affront gegen die Beam-
tinnen und Beamten ist aller-

dings, dass der Ursprungsent-
wurf vom Finanzministerium 

gestoppt wurde. Dieser ent-
hielt auch diskutable Lösungen 
für die Umsetzung der Ent-
scheidungen des Bundesver-
fassungsgerichts zur amtsan-
gemessenen Alimentation“, 
sagte der Zweite Vorsitzende 
des dbb, Friedhelm Schäfer, in 
der Anhörung zum aktuellen 
Gesetzentwurf am 18. März 
2021.

„Besonders irritiert, dass von-
seiten des Finanzministeriums 
nicht ansatzweise ein alterna-
tiver Lösungsvorschlag unter-
breitet wurde. Eine solche  
Politik geht insbesondere zu-
lasten der Kolleginnen und 
Kollegen in den unteren Ein-
kommensgruppen. Es kommt 
zudem der Verdacht auf, dass 
Olaf Scholz beim öffentlichen 
Dienst schon mal mit der Rück-
zahlung der Verpflichtungen 
aus seiner teilweise wenig 

durchdachten Bazooka-Politik 
beginnen will“, so Schäfer.

Dieter Dewes, Bundesvorsit-
zender BDZ und Sprecher der 
Bundesbeamtenverbände, 
kommentierte den Entwurf in 
eine ähnliche Richtung: „Wir 
begrüßen die vorgesehene Li-
nearanpassung von 1,2 Prozent 
zum 1. April 2021 sowie weite-
rer 1,8 Prozent zum 1. April 
2022. Nicht akzeptabel ist je-
doch, dass das finanzielle Volu-
men des nicht übertragenen 
Mindestbetrages aus dem Ta-
rifabschluss den Beamtinnen 
und Beamten nicht über ande-
re, systemgerechte Maßnah-
men zugutekommt. Dafür 
käme insbesondere die seit 
Jahren vom dbb geforderte 
Rückführung der einseitig er-
höhten Arbeitszeit der Beam-
tinnen und Beamten in Be-
tracht.“�

Nachruf für unser Ehrenmitglied  
Hans-Peter Oelmeier
Der Verband der Beamten und Beschäftigten 
der Bundeswehr e.V. trauert um sein Ehrenmit-
glied und ehemaligen stellvertretenden Bundes-
vorsitzenden Hans-Peter Oelmeier.

Mit ihm haben wir einen äu-
ßerst liebenswerten und klu-
gen Kollegen verloren. Als 
Menschenfreund lag ihm das 
Wohl des Personals beson-
ders am Herzen. Wer ihn 
kannte, schätzte ihn beson-
ders auch wegen seines Ein-
fühlungsvermögens.

Dienstlich im BMVg beheima-
tet, erlebte er gleichermaßen 
Höhen, aber auch einige Tie-
fen. Seine ausgeprägten Fä-
higkeiten führten ihn über 
zahlreiche fordernde Verwen-

dungen an die Spitze der 
Haushaltsabteilung, die er 
verantwortungsvoll über fünf 
Jahre bis zu seiner Pensionie-
rung leitete.

In allerbester Erinnerung blei-
ben seine verbandsinternen 
Vorträge zu den Entwicklun-
gen des Verteidigungsetats. 
Wo sich heutige Politiker 
leicht in langweiligen Zahlen 
verlieren, gelang es Ministeri-
aldirektor Hans-Peter Oelmei-
er immer wieder, komplexe 
Zusammenhänge im Haus-

haltsverfahren sehr an-
schaulich und spannend zu 
präsentieren. Der Haus-
haltsdirektor des BMVg hat-
te den optimalen Überblick 
und konnte diesen bestens 
vermitteln. Dazu verblüffte 
er die interessierten Zuhö-
rer mit seiner enormen De-
tailkenntnis, die er wohldo-
siert einsetzte.

Immer mit seinem Namen 
verbunden bleiben werden 
die Flurfeste im BMVg, die er 
gerne ausrichtete und groß-
zügig finanzierte. Legendär 
sind aber auch seine Koch-
künste, daher war ihm so 
mancher Kollege auch über 
den „Cookie-Club“ verbun-
den.

Unser Dank gilt seinem uner-
müdlichen Engagement für 
unseren Verband. Sein Tod 
hat eine echte Lücke gerissen.

Unsere tief empfundene An-
teilnahme gilt seiner Familie.

Dr. Hans Liesenhoff  
für die Bundesleitung

Wolfgang Bernath 
für den Bereich VIII BMVg
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	< Alle weiteren Informationen zur Petition finden Sie auch im VBB Magazin 1-2/2021 auf Seite 17

Diese Petition ist Ende November mit der „_Nr. Pet 4-19-14-574-
008934a Bundeswehrverwaltung“ angenommen worden. 

Sie findet man allerdings nicht im Online-Portal des Petitionsaus-
schusses. Dieser musste von einer entsprechenden Veröffentlichung 
absehen, weil es in der laufenden Legislaturperiode bereits eine 
sachgleiche Petition gegeben hat. Trotzdem können alle Interessen-
ten die Petition unterstützen. Dafür reicht ein Schreiben an den Pe-

titionsausschuss des Deutschen Bundestages, Platz der Republik 1, 
11011 Berlin, oder eine E-Mail an vorzimmer.pet4@bundestag.de 
mit folgendem Kernsatz:  
Hiermit unterstütze ich die Petition 4-19-14-574-008934a Bundes-
wehrverwaltung vom 26. Oktober 2020.

Für Rückfragen steht Ihnen Herr Henkel unter henkel-b@web.de 
gerne zur Verfügung.
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